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Kinderkrebs um Atomkraftwerke:
Wissenschaftlich sind Strahlenrisiken nachgewiesen, 
die in amtlichen und behördlichen Dosis- und 
Risikokalkulationen nicht berücksichtigt werden und 
von denen so mancher auch nicht träumen mag. 
Welche Erkenntnisse sich wann und wie durchsetzen, 
wird schlicht von Lobbyinteressen bestimmt.
Diese Erkenntnis konnten die Teilnehmer eines 
Symposions Umweltmedizin am 28. September 2008 in 
Berlin gewinnen.
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Atomwirtschaft:
Eine neue Untersuchung von Rainer Moormann vom 
Institut für Sicherheitsforschung und Reaktortechnik 
(ISR) des Forschungszentrums Jülich über den Be-
trieb des Thorium Hochtemperaturreaktors in Jülich 
stellt die bisherige offizielle Sicherheitsarchitektur die-
ser Reaktorlinie in Frage und erschüttert die Aussagen 
der internationalen Atomgemeinde über die Vorzüge 
der neuen Generation IV-Reaktoren in ihren Grund-
festen. Ein Bericht von Horst Blume.
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Die Kinderkrebsstudie des 
Kinderkrebsregisters in 
Mainz (KiKK-Studie) alar-
mierte zum Jahreswechsel 
2007/2008 mit dem Nach-
weis, daß das Erkrankungs-
risiko für Leukämie und an-
dere Krebserkrankungen 

bei Kindern unter 5 Jahren 
zunimmt, je näher sie bei ei-
nem der deutschen Kern-
kraftwerke leben.1 Gegen-
stand eines am 28. Septem-
ber 2008 von der Gesell-
schaft für Strahlenschutz 
e.V. und mit Unterstützung 

des Instituts für Humange-
netik der Charité auf dem 
Campus des Virchow Klini-
kums in Berlin veranstalte-
ten umweltmedizinischen 
Symposions waren die Hin-
tergründe der Studie und 
die Kontroversen über die 
Bewertung der Ergebnisse. 
Der wissenschaftliche Kon-
text, die von der Studie un-
befriedigend behandelten

1 s. Strahlentelex Nr. 504-505 v. 
10.01.2008, Nr. 508-509 v. 06.03.
2008, Nr. 510-511 v. 03.04.2008, 
Nr. 514-515 v. 05.06.2008, Nr. 
516-517 v. 03.07.2008. www.stra
hlentelex.de/kinderkrebs_bei_ato
mkraftwerken.htm

Fragen und die Schwierig-
keiten, aus den Ergebnissen 
epidemiologischer Studien 
angemessene wissenschaftli-
che, politische, wirtschaftli-
che und humanitäre Konse-
quenzen zu ziehen, wurden 
beleuchtet. Es ging konkret 
um die Frage, ob die bisher 
geübte Praxis, ionisierende 
Strahlen als mögliche 
Krankheitsverursacher 
grundsätzlich auszuschlie-
ßen, weil die errechnete 
Strahlendosis und das ange-
nommene Strahlenrisiko zu 
gering seien, um die beob-
achtete Zunahme der 
Krankheitsfälle zu erklären, 
angesichts der Faktenlage 
noch gerechtfertigt werden 
kann.

Tatsächlich erweist sich bei 
näherer Betrachtung nicht 
nur die Strahlendosis als 
nach amtlicher Vorschrift 
generell falsch errechnet, 
sondern auch das zum Aus-
schluß verwendete Strahlen-
risiko: Sowohl das Lebensal-
ter bei der Bestrahlung, als 
auch die spezifische Art und 
Energie der Bestrahlung, 
deren spezifische „relative 
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biological effectiveness“, 
bleiben bisher unberück-
sichtigt. Diese Daten sind 
auch bisher weitgehend un-
bekannt oder unpubliziert 
und würden das ganze heu-
tige Gedankengebäude des 
amtlichen Strahlenschutzes 
zum Einsturz bringen. Das 
ist eine Erkenntnis, die die 
Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer des Symposions ge-
winnen konnten, aber nicht 
nur das.

Der Behördenweg

Dr. Bernd Grosche, Leiter des 
Fachbereichs Strahlenschutz 
und Gesundheit des Bundes-
amtes für Strahlenschutz 
(BfS), dem Auftraggeber für 
die KiKK-Studie, stellte klar, 
daß das Ergebnis der Studie 
auch nicht wegen der beson-
deren Erkrankungshäufung 
um ein einziges Atomkraft-
werk (etwa das AKW Krüm-
mel) zustande kam. Denn zur 
Überprüfung der Ergebnisse 
hinsichtlich aller Diagnosen 
wurden sogenannte Sensitivi-
tätsanalysen durchgeführt, in 
denen jeweils einer der 16 Re-
aktorstandorte aus der Be-
wertung ausgeschlossen wur-
de. Auch in diesen Fällen 
wurde für die jeweils verblei-
benden 15 Standorte entgegen 
anderen öffentlichen Behaup-
tungen das gleiche Ergebnis 
eines allgemeinen Abstands-
trends erzielt. Das bedeutet, 
daß die Ergebnisse nicht allein 
durch einen einzelnen Reak-
torstandort bedingt sind, son-
dern für alle 16 Kernkraft-
werksstandorte gemeinsam 
gelten, betonte Grosche.

Das studienbegleitende Ex-
pertengremium hatte zudem 
bereits in einer Stellungnahme 
vom 10. Dezember 2007 dar-
auf hingewiesen, daß das 
Hauptergebnis der Studie, 
nämlich der Risikoanstieg mit 
zunehmender Wohnortnähe 
zum Reaktorstandort für die 
gesamte Studienregion, nicht 
wie ebenfalls öffentlich falsch 
behauptet, auf einen 5-km-
Umkreis beschränkt ist, son-
dern sich bis 50 Kilometer 

statistisch signifikant nach-
weisbar zeigt.

Insgesamt, so Grosche, stelle 
die Studie einen entscheiden-
den Fortschritt bei der Bear-
beitung der seit etwa 30 Jah-
ren diskutierten Frage nach 
gesundheitlichen Effekten in 
der Umgebung von Reaktoren 
dar, da hier ein epidemiolo-
gisch anspruchsvollerer An-
satz als bisher zur Anwendung 
kam. Durch den Fall-Kontroll-
Ansatz konnten individuelle 
Wohnorte berücksichtigt wer-
den. Das Ergebnis passe zu-
dem zu den Resultaten von in 
der Vergangenheit durchge-
führten ökologischen Studien.

Allerdings, so Grosche, sei 
nach derzeitigem amtlichen 
Kenntnisstand die zusätzliche 
Strahlenexposition der Bevöl-
kerung durch den Normalbe-
trieb der Leistungsreaktoren 
allein zu gering, um die beob-
achtete Abstandsabhängigkeit 
des Risikos plausibel erklären 
zu können: „Dazu müßte die 
Strahlenbelastung mindestens 
1000-mal höher sein.“ Diese
Aussage beruhe auf Abschät-
zungen der Strahlenexposition 
durch Anwendung der „All-
gemeinen Verwaltungsvor-
schrift“ zu Paragraph 47 der 
Strahlenschutzverordnung 
(AVV). Und so meint man 
beim BfS heute, daß es noch
keine befriedigenden Ant-
worten auf die Fragen gibt, die 
sich aus den Befunden der 
KiKK-Studie ergeben. Auf der 
Basis dieser Ergebnisse, das 
heißt eines geringen, aber 
nachweisbaren Risikoanstiegs, 
niedriger, nicht meßbarer, 
sondern nur abschätzbarer 
Strahlenbelastungen und feh-
lenden plausiblen Erklärungen 
könne den Eltern auch nicht 
empfohlen werden, aus den
Umgebungsregionen der 
AKW wegzuziehen. Wegen 
der fehlenden nachvollziehba-
ren Erklärungen und der nicht 
nachgewiesenen Verursa-
chung durch einen auslösen-
den Faktor, fehle zudem der-
zeit auch eine wissenschaftli-
che Grundlage, die Grenz-
werte zu senken.

Der Wissenschaftsweg
Der Epidemiologe Prof. Dr. 
Wolfgang Hoffmann, Leiter 
des Instituts für Community 
Medicine an der Ernst-Moritz-
Arndt Universität Greifswald 
und Mitglied der die KiKK-
Studie begleitenden Experten-
gruppe, stellte dagegen klar, 
daß seit vielen Jahren ein 
breiter Konsens innerhalb der 
Wissenschaft darüber besteht, 
daß ionisierende Strahlung 
auch in kleinsten Dosen Mu-
tationen, Krebserkrankungen 
und Erbschäden auslösen 
kann. Die Annahme einer Do-
sis-Wirkungskurve ohne 
„Schwelle“, das heißt ohne ei-
nen Dosisbereich, in dem eine 
Exposition vollkommen un-
schädlich ist, werde heute nur 
noch von wenigen Wissen-
schaftlern in Zweifel gezogen. 
Bei den strahlenbedingten 
Krebserkrankungen stünden 
Leukämien und andere Hä-
moblastosen, der weibliche 
Brustkrebs und Tumore des 
Zentralnervensystems an vor-
derer Stelle, jedoch würden 
auch non-Hodgkin Lympho-
me und weitere maligne Neo-
plasien durch ionisierende 
Strahlung ausgelöst. Zu den 
malignen Erkrankungen kä-
men strahleninduzierte nicht-
maligne Erkrankungen hinzu. 
In jüngerer Zeit sprächen epi-
demiologische Befunde dafür, 
daß diese nicht nur nach ho-
hen Dosen, sondern ebenfalls 
bereits im niedrigen Dosisbe-
reich vorkommen können.
Die umfassendsten Daten lie-
gen für das Leukämierisiko 
vor. So wurde in vielen Kol-
lektiven ein erhöhtes Leukä-
mierisiko nach Exposition ge-
genüber ionisierender Strah-
lung sowohl aus natürlichen 
als auch aus künstlichen 
Quellen beobachtet. Die In-
duktion von Leukämie könne 
in jeder Lebensphase stattfin-
den. Erhöhte Leukämierisiken 
wurden sowohl nach präkon-
zeptioneller Exposition, nach 
pränataler Exposition und 
nach Exposition nach der Ge-
burt beobachtet.
Erhöhte Risiken für Brust-
krebs wurden bei Radium-Zif-

fernblattmalerinnen, Überle-
benden von Hiroshima und 
Nagasaki und nach Strahlen-
therapie gutartiger Erkrankun-
gen beobachtet. Auch nach 
diagnostischen Röntgenauf-
nahmen (Patientinnen mit Tu-
berkulose bzw. Skoliose) und 
bei Medizinisch-Technischen 
Röntgenassistentinnen traten 
verstärkt Mammakarzinome 
auf. Auch bei Männern wurde 
eine erhöhte Inzidenz von 
Brustkrebs nach diagnosti-
schem Röntgen beobachtet. In 
neueren Untersuchungen wird 
Brustkrebs beim weiblichen 
fliegenden Personal beobach-
tet; ursächlich ist vermutlich 
die Exposition gegenüber 
kosmischer Höhenstrahlung.
Befunde zu Hirntumoren bei 
Kindern, Jugendlichen und 
Erwachsenen (Gliome und 
Meningiome) stammen bei-
spielsweise aus Studien zu 
Spätfolgen diagnostischer 
Röntgenanwendung, vor allem 
der Zahnradiologie. Daneben 
wurden in einer gut unter-
suchten Kohorte israelischer 
Kinder nach Strahlentherapie 
wegen Tinea capitis erhöhte 
Hirntumorinzidenzen beob-
achtet, daneben auch Tumoren 
der Schilddrüse, der Brust und 
weiterer Organe.
Der Bremer Epidemiologe 
Prof. Dr. Eberhard Greiser, 
ebenfalls Mitglied der KiKK-
Expertenkommission, kommt 
nach Betrachtungen über den 
Einfluß von Design, Durch-
führung und Interpretation 
epidemiologischer Studien auf 
die Risikokommunikation zu 
dem Schluß, daß etwa die zur 
Ermittlung des Krebsrisikos 
von Beschäftigten in Kern-
kraftwerken durchgeführten 
Studien eine Reihe von gra-
vierenden methodischen Feh-
lern aufweisen, die insgesamt 
eine wissenschaftlich belast-
bare Schätzung des Krebsrisi-
kos verhindern. Diese Fehler 
sind die Wahl der falschen 
Zielgröße, nämlich Sterblich-
keit anstatt Erkrankungshäu-
figkeit, die Wahl der falschen 
Bezugspopulation, nämlich 
nationale Sterblichkeit statt 
Sterblichkeit einer Ver-
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gleichskohorte bzw. Wahl der 
strahlenexponierten Gruppe 
insgesamt in einzelnen 
Schichten als Referenzgruppe, 
statt einer nicht-exponierten 
Gruppe oder statt der am ge-
ringsten exponierten Gruppe, 
die Wahl einer Teilgruppe von 
strahlenexponierten Personen 
statt der Gesamtgruppe, die 
Wahl eines zu kleinen Beob-
achtungszeitraums und die 
Vermeidung eines Designs zur 
Berücksichtigung aller Störva-
riablen (Kohortenstudie statt 
Fall-Kontroll-Studie).

Die Epidemiologie, so Grei-
ser, ist ein Fachgebiet, das 
sich wie alle wissenschaftli-
chen Disziplinen methodisch 
ständig weiter entwickelt. Die 
in den Studien über das 
Krebsrisiko von Mitarbeitern 
von Kernkraftwerken offen-
kundigen Defizite seien schon 
lange vor den ersten Design-
diskussionen der an den Stu-
dien beteiligten Wissen-
schaftlerinnen und Wissen-
schaftler als solche erkennbar 
gewesen, weil sie lange eta-
blierten epidemiologischen 
Standards entgegenstehen. Es 
stelle sich die Frage, wie es 
dennoch zu diesen Defiziten 
kommen konnte, was sich aus 
den Publikationen selbst nicht 
beantworten lasse. Und das 
gelte entsprechend auch für 
die beiden Teile der KiKK-
Studie: Aus deren Abschluß-
berichten und den auf der Ba-
sis der Daten der KiKK-Stu-
dien entstandenen Publikatio-
nen (Kaatsch et al. 2008; Spix 
et al. 2008) erschließe sich 
nicht, aus welchem Grunde
die Mainzer Wissenschaftler 
im Rahmen der öffentlichen 
Risikokommunikation das tat-
sächliche Ergebnis stark rela-
tivierende Zahlen verwenden.

Der Mythos Objektivität

Die jüngsten Berichte über 
eine erhöhte Krebsinzidenz in 
der Nähe von Kernkraftwer-
ken zeigen dem US-amerika-
nischen Epidemiologen Pro-
fessor Dr. Steve Wing von der 
School of Public Health der 
University of North Carolina, 
Chapel Hill, zufolge beispiel-

haft die auftretenden logi-
schen Probleme, wenn die 
Annahmen, daß Emissionen 
und Strahlendosen zu klein 
seien, um eine meßbare Ver-
änderung der Inzidenz zu er-
zeugen, die Forscher daran 
hindern, einen nachgewiese-
nen Effekt als Stütze der un-
tersuchten Hypothese zu deu-
ten. Dasselbe logische Pro-
blem sei schon in den 1990er 
Jahren aufgetreten, als Studien 
über Krebsinzidenz in Bezie-
hung zu Strahlenemissionen 
nach der Kernschmelze im 
Kraftwerk Three Mile Island 
bei Harrisburg, Pennsylvania 
(USA) veröffentlicht wurden. 
Der Fall Three Mile Island il-
lustriere die logischen Pro-
bleme bei der Prüfung von 
Hypothesen und die Bedeu-
tung sozialer und ökonomi-
scher Faktoren bei der Kon-
struktion naturwissenschaftli-
chen Wissens. In den letzten 
Jahrzehnten sei Wissen-
schaftstheoretikern und den 
Wissenschaftlern selbst zu-
nehmend bewußt geworden, 
auf welch komplexe Weise 
naturwissenschaftliche Er-
kenntnis durch ihren gesell-
schaftlichen Kontext geformt 
wird. Traditionelle Begriffe 
von Objektivität sind demnach 
fragwürdig geworden. Bei der 
Arbeit brauchten Naturwis-
senschaftler ein Verständnis 
ihres Handelns, das den nai-
ven Mythos, Naturwissen-
schaft könne objektiv sein, in-
dem gesellschaftliche Ein-
flüsse vermieden werden, 
ebenso ausschließe wie die re-
duktionistische Ansicht, na-
turwissenschaftliche Inhalte 
seien einfach durch Wirt-
schaftsinteressen bestimmt. 
Eine differenzierte Sicht auf 
den Prozeß der Erkenntnisge-
winnung könne dagegen die 
Ethik der Forschung verbes-
sern und die Fähigkeit der 
Naturwissenschaften steigern, 
einen Beitrag zu unparteii-
scher Politik zu leisten, be-
sonders in Gebieten wie Um-
welt- oder Arbeitsmedizin, die 
direkte Implikationen für Pro-
fite, Regulierungen, rechtliche 

Verantwortung und soziale 
Gerechtigkeit haben.

Wing diskutiert deshalb Un-
tersuchungen über die ge-
sundheitlichen Folgen des Un-
falls von Three Mile Island im 
Jahre 1979 als Beispiel dafür, 
wie naturwissenschaftliche Er-
klärungen durch gesellschaft-
liche Vorstellungen, Normen 
und Vorurteile geformt wer-
den. Er beschreibt, wie eine 
Forschungspraxis, die sich 
unter dem Einfluß von Medi-
zin und Kernphysik entwik-
kelte, Beobachtungen von 
Mitgliedern der strahlenbela-
steten Gemeinden integrierte, 
was die Fragestellung von 
Untersuchungen, die Inter-
pretation von Beweisen, indi-
rekte Schlüsse auf die biologi-
schen Mechanismen bei der 
Verursachung von Beweisen 
bei Gerichtsprozessen beein-
flußte. Wenn sie die Ge-
schichte und Philosophie ihrer 
Disziplinen in Betracht zie-
hen, meint Wing, könnten tä-
tige Forscher die Festigkeit, 
Objektivität und soziale Ver-
antwortung der Umwelt- und 
Gesundheitswissenschaften 
durchaus mehren.

Tritium und Kohlenstoff-
14 aus AKW

Die KiKK-Studie fand ein 2-
fach erhöhtes Leukämierisiko 
und ein 1,6-fach erhöhtes Ri-
siko für solide Tumoren bei 
Kleinkindern, die in der Nähe 
deutscher Atomkraftwerke le-
ben. Die Studie stellte fest, 
daß die Zunahmen klar mit 
der Nähe zu den Kraftwerken 
verknüpft sind, bot jedoch 
keine Erklärungen zu wahr-
scheinlichen Mechanismen. 
Die Studie behauptete, daß 
Strahlendosen in der Nähe 
von Kernkraftwerken für 
Kleinkinder zu niedrig seien, 
um die beobachteten Krebsri-
siken hervorzurufen, gab je-
doch keine Schätzungen mög-
licher Strahlendosen und Risi-
ken für Embryonen, Föten, 
Neugeborene und Kleinkinder 
in der Umgebung von Kern-
kraftwerken. Das kritisierte 
der Londoner Wissenschaftler 
Dr. Ian Fairlie. Dagegen, so 

Fairlie, stellten englische Re-
gierungsberichte fest, daß of-
fizielle Schätzungen für Do-
sen und Risiken von internen 
Strahlern sehr große Unsi-
cherheiten enthalten können. 
Folglich könnten auch die ge-
schätzten Strahlendosen aus 
AKW-Emissionen große Un-
sicherheiten enthalten – ge-
nug, um Strahlung als Ursache 
für die Anstiege der Krebser-
krankungen in der KiKK-Stu-
die zu sehen.

Die Zunahme der Krebsfälle 
könnte Fairlie zufolge durch-
aus auf eine hohe Aufnahme 
von Radionukliden durch 
Schwangere in der Umgebung 
von AKWs zurückzuführen 
sein. Nuklid-Freisetzungen 
durch AKWs seien sehr epi-
sodisch und nicht kontinuier-
lich. Ein plötzlicher Anstieg 
von Nuklid-Emissionen könn-
te Embryonen und Feten, ein-
schließlich des roten Kno-
chenmarks, bei hohen Kon-
zentrationen in der Schwange-
ren radioaktiv markieren. 
Mütter in der Nähe von 
AKWs könnten also schließ-
lich radioaktiv kontaminierten 
Nachwuchs zur Welt bringen, 
ohne selbst danach als beson-
ders belastet zu erscheinen. 
Hohe Nuklidkonzentrationen 
während der Monate vor und 
nach der Geburt könnten für 
Neugeborene zu einer Akku-
mulation hoher Strahlendosen 
führen. Diese könnten genü-
gend hoch sein, um die Zu-
nahme an Krebsfällen zu er-
klären, wenn statt der gängi-
gen ICRP-Risikofaktoren rea-
listische Risikofaktoren für 
Leukämie angesetzt würden. 
Gegenwärtig werden Ganz-
körperrisiken für Populationen 
aller Altersstufen angesetzt, 
die vielleicht um einen Faktor 
um 100 zu niedrig seien, wenn 
nach den Leukämierisikofak-
toren für Exposition in utero 
vorgegangen würde, die sich 
aus den Daten der Oxford 
Study of Childhood Cancer 
ergeben. Fairlie untersuche 
auch, welche der verschiede-
nen emittierten Radionuklide 
bei den deutschen AKWs 
vermutlich den Krebsanstieg 



4 Strahlentelex Nr. 522-523 / 2008

verursachen und kommt zu 
dem Schluß, daß Tritium (H3) 
und Kohlenstoff-14 wahr-
scheinliche Kandidaten sind, 
denn sie würden mit am mei-
sten emittiert und hätten sehr 
ungewöhnliche Eigenschaften.
So müßten etwa wegen der 
besonderen Mobilität des Tri-
tiums, das aus den Atom-
kraftwerken austritt, die in de-
ren Nähe lebenden Menschen 
Lebensmittel mit höherem 
Tritiumgehalt essen.

Schon der Bremer Physiker 
Otfried Schumacher hatte be-
reits in einem 1998 erstellten 
und im Rahmen eines im 
Jahre 2001 veröffentlichten 
Strahlenbiologischen Gutach-
ten für das Ministerium für 
Finanzen und Energie des 
Landes Schleswig-Holstein 
(A.F.G. Stevenson et al. 
20012) festgestellt, daß Auf-
grund von signifikanten indi-
viduellen Unterschieden in der
biologischen Wirksamkeit io-
nisierender Strahlung auch 
beim Nachweis der Einhal-
tung der Grenzwerte der 
Strahlenschutzverordnung 
durch die „Allgemeine Ver-
waltungsvorschrift“ (AVV)
nicht ausgeschlossen ist, daß 
für einen bestimmten Prozent-
satz der Bevölkerung in der 
Umgebung kerntechnischer
Anlagen das Strahlenrisiko 
höher ist – und zwar etwa 
hundertfach höher –, als beim 
Erlaß der Strahlenschutzver-
ordnung als akzeptabel fest-
gelegt wurde. Deshalb, so 
Schumacher, werde die AVV 
zum einen den an sie gestell-
ten Anforderungen nicht ge-
recht, nämlich Modelle und 
Parameter zur Berechnung der 
Strahlenexposition so festzu-
legen, daß bei deren Anwen-
dung die zu erwartende 
Strahlenexposition in keinem 
Fall unterschätzt wird und zu 
garantieren, daß das resultie-
rende Strahlenrisiko unterhalb 
des vom Verordnungsgeber 
als akzeptabel erachteten Wer-
tes bleibt. Andererseits ent-

2 www.strahlentelex.de/kinderkre
bs_bei_atomkraftwerken.htm#stra
hlenbiologie

spreche die AVV aber auch
nicht dem Stand von Wissen-
schaft und Technik, welcher 
im Zusammenhang mit den 
gestellten Problemen neben 
einer deterministischen Be-
trachtungsweise auch die 
Verwendung probabilistischer 
Methoden und Verfahren na-
helegen würde, zum Beispiel
in Form von Verteilungsfunk-
tionen für verwendete Fakto-
ren und Parameter sowie Be-
stimmung der mit der Berech-
nung einhergehenden Unsi-
cherheiten.

Modellrechnungen gegen 
die Realität am Beispiel 
der Elbmarsch
Bei der chronischen Exposi-
tion einer Bevölkerung durch 
radioaktive Stoffe kommt es 
durch mehrere Wirkungsket-
ten zur Induktion von Leukä-
mieerkrankungen: durch Be-
strahlung im Mutterleib, durch 
Bestrahlung der Individuen 
selbst und über die Keimbahn 
der Eltern. Die erforderliche 
Dosis für einen statistisch er-
kennbaren Effekt ist daher 
wesentlich kleiner als offiziell 
vorausgesetzt. Die Dosis kann 
nicht direkt gemessen werden 
und wird daher anhand der 
Emissionen berechnet. Die 
dabei verwendeten Modellpa-
rameter weisen hohe Unsi-
cherheiten auf. Die behauptete 
„Konservativität“ der Ergeb-
nisse ist unbewiesen. Eine 
meßtechnische Überprüfung 
der errechneten Dosiswerte 
durch die Umgebungsüberwa-
chung ist ebenfalls nicht 
möglich. Im Falle des AKW
Krümmel in der Elbmarsch
liegen gemessene Abwei-
chungen von den berechneten 
Dosiswerten vor. Die Ver-
dopplungsdosis für Kleinkin-
der unter 5 Jahre läßt sich 
nach Angaben aus der Litera-
tur für externe Bestrahlung 
mit Gamma- und Röntgen-
strahlung zu etwa 10 Millisie-
vert (mSv) abschätzen. Für 
den in der KiKK-Studie ge-
fundenen Effekt einer Leukä-
mieerhöhung um 27 Prozent
würden daher zusätzliche 0,6 
mSv pro Jahr ausreichen. Die 
verbleibende Diskrepanz zwi-

schen amtlich ermittelter Do-
sis und beobachtetem Effekt 
läßt sich ohne weiteres durch 
die Unsicherheiten der bei der 
Dosisberechnung verwendeten 
Parameter erklären, im Fall 
Krümmel ferner durch die real 
festzustellenden Umgebungs-
kontaminationen.

Das erklärte die Medizinphy-
sikerin Prof. Dr. Inge 
Schmitz-Feuerhake, die Mit-
glied der vormaligen schles-
wig-holsteinischen und nie-
dersächsischen Kommissionen 
zur Aufklärung der Elb-
marschleukämien war. Die 
Behauptung, die beobachtete 
Leukämiehäufung bei deut-
schen Kernkraftwerken sei 
nicht auf Strahlung zurückzu-
führen, weil die Dosis durch 
die radioaktiven Emissionen 
der Anlagen nicht ausreiche, 
sei deshalb wissenschaftlich 
nicht haltbar. Der scheinbare 
Widerspruch löse sich auf, 
wenn man die strahlenbiologi-
schen Erkenntnisse über die 
Empfindlichkeit von Klein-
kindern, Embryonen und Fö-
ten berücksichtigt, sowie das 
genetische Risiko. Die ver-
bleibende Diskrepanz zwi-
schen amtlich ermittelter Do-
sis und beobachtetem Effekt 
lasse sich ohne weiteres durch 
die Unsicherheiten der bei der 
Dosisberechnung verwendeten 
Parameter erklären und im 
Fall Krümmel ferner durch die
dort real festzustellenden Um-
gebungskontaminationen.

Dr. Sebastian Pflugbeil, Präsi-
dent der Gesellschaft für 
Strahlenschutz liefert dazu 
eine besondere Erklärung für 
die radioaktiven Umweltkon-
taminationen in der Umge-
bung der kerntechnischen 
Anlagen AKW Krümmel und 
GKSS in der Elbmarsch süd-
östlich bei Hamburg. In der 
unmittelbaren Umgebung der 
kerntechnischen Anlagen dort 
bei Geesthacht trat in den Jah-
ren 1990/91 eine abrupte Er-
höhung der Leukämiefälle bei 
Kindern auf. Bis in die Ge-
genwart ist die Leukämieinzi-
denz dort dreifach signifikant 
erhöht geblieben.

Auf der Suche nach den Ursa-
chen, so Pflugbeil, konzen-
trierte sich die Aufmerksam-
keit zunächst auf das Kern-
kraftwerk Krümmel. Später 
wurde durch den Nachweis 
ungewöhnlicher Nuklidkon-
zentrationen und Aktivitäts-
verhältnisse die Aufmerksam-
keit auf die nahebei befindli-
che Forschungsanlage GKSS 
ausgedehnt. Beide kerntechni-
schen Anlagen hätten Anteil 
an einer Kontamination der 
Umgebung. In seinem Beitrag 
untersuchte Pflugbeil exem-
plarisch, zu welchen Strahlen-
dosen Radionuklide führen, 
die dem Bereich der Kernfor-
schung (GKSS) zuzuordnen 
sind.
Es kann inzwischen als erwie-
sen angesehen werden, so 
Pflugbeil, daß sich dort am 12. 
September 1986 ein Radioak-
tivitätsunfall im Gebiet der 
kerntechnischen Anlagen er-
eignet hat. Es lasse sich ab-
leiten, daß nicht nur Spalt-
und Aktivierungsprodukte, 
sondern auch Kernbrennstoffe 
und Brutprodukte freigesetzt 
wurden, die sich heute in der 
Umgebung noch nachweisen 
lassen. Für mehrere Stunden 
habe dort offenbar die Radio-
aktivitätskonzentration in der 
Luft mehr als das 400-fache 
der Tschernobylkontamination 
in Norddeutschland betragen. 
Die Strahlenbelastung der Be-
völkerung müsse im wesentli-
chen durch Einatmen der ra-
dioaktiven Stoffe erzeugt 
worden sein, wobei auch Ex-
positionen in der Folgezeit 
auftraten.
Die freigesetzten radioaktiven 
Stoffe entstammten einem 
Hybridsystem, das heißt ei-
nem kerntechnischen Experi-
ment, bei dem die Prozesse 
der Kernspaltung und der Fu-
sion gleichzeitig angewendet 
werden sollten. Über die ge-
naue Zusammensetzung und 
experimentelle Anordnung 
sind uns jedoch keine Publi-
kationen bekannt, erklärt 
Pflugbeil. Das Inhalationsge-
misch mußte daher aus den 
Ergebnissen verschiedener 
nuklidspezifischer Messkam-
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pagnen in der Umgebung re-
konstruiert werden. Der ver-
wendete Kernbrennstoff habe 
demnach aus Thorium und 
Uran in etwa der Zusammen-
setzung bestanden, wie sie in 
Hochtemperaturreaktoren ein-
gesetzt wurden. Dies sei Er-
gebnis von Bodenmessungen, 
die vornehmlich erst in den 
Jahren 2001 bis 2004 durch-
geführt wurden. Die aufge-
fundenen Thoriumisotope er-
geben demnach die wahr-
scheinlich größten Beiträge 
zur Strahlenbelastung der Be-
völkerung in der Elbmarsch.

Als Belastungspfade für die 
Leukämieinduktion kommen 
dabei die somatische Exposi-
tion kleiner Kinder, die Expo-
sition im Mutterleib und die 
genetische Induktion über 
präkonzeptionell exponierte 
Eltern infrage. Die Knochen-
marksdosis für Kleinkinder 
ergibt sich daraus zu 363 
mSv, die leukämierelevanten 
Gonadendosen bei Erwachse-
nen zu 58 oder 59 mSv. Die 
Embryonaldosis erscheine da-
gegen vernachlässigbar. Das 
im Raum Geesthacht beo-
bachtete Leukämieauftreten 
bei Kindern könne mit diesen 
Expositionen widerspruchsfrei 
erklärt werden. Die heute 
noch bestehenden Risikofak-
toren müßten untersucht und 
beseitigt werden, fordert 
Pflugbeil.

Die Katastrophe von 
Tschernobyl als Glücks-
fall für die epidemiologi-
sche Forschung in Berlin

Der Berliner Humangenetiker 
Prof. Dr. Karl Sperling führte 
ein weiteres Beispiel für die 
Schadwirkungen von Umwelt-
radioaktivität an. Für ihn wa-
ren der Reaktorunfall von 
Tschernobyl und die damals 
herrschende besondere Situa-
tion in Berlin in epidemiologi-
scher Hinsicht einmalig. So 
war die gesamte Bevölkerung 
Berlins zu einem diskreten 
Zeitpunkt einer zusätzlichen, 
geringen Strahlendosis ausge-
setzt. Die erste radioaktive 
Wolke passierte Berlin am 
29.4.1986, die zweite am 4. 

Mai. Dabei herrschte trocke-
nes, sonniges Wetter. Durch 
einen heftigen Regenschauer 
in der Nacht zum 8. Mai wur-
den dann praktisch sämtliche 
Nuklide aus der Atmosphäre 
entfernt. Zu diesem Zeitpunkt 
erreichte die externe Bela-
stung ihr Maximum mit 60 
Prozent über dem Normal-
wert, eine biologisch schein-
bar nahezu unerheblichen Do-
sis.

In epidemiologischer Hinsicht 
einzigartig war auch die Si-
tuation in West-Berlin im 
Hinblick auf die Erfassung 
von Trisomie 21-Fällen, weil 
aufgrund der damaligen politi-
schen Insellage der Stadt für 
einen Zeitraum von 10 Jahren 
die Häufigkeit praktisch 
sämtlicher prä- und postnatal 
diagnostizierter Fälle angege-
ben und in Bezug zu allen re-
levanten demographischen 
Faktoren, insbesondere dem 
mütterlichen Alter, gesetzt 
werden konnte. Dies hängt im 
wesentlichen damit zusam-
men, daß Sperlings Institut für 
Humangenetik mit seiner an-
geschlossenen genetischen 
Beratungsstelle und einem ko-
operierenden Labor der Uni-
versitätsfrauenklinik allein für 
die genetische Beratung und 
Diagnostik in Berlin zuständig 
war. Für den einen 10-Jahres-
Zeitraum blieben so die Kri-
terien für die Erfassung der 
Trisomie 21-Fälle unverändert 
und die Erfassung der Triso-
mie 21-Fälle war weitestge-
hend vollständig.
In der Zeit von Januar 1980 
bis Dezember 1989 wurden 
unter den etwa 190.000 Le-
bendgeborenen 226 Fälle mit 
einer freien Trisomie 21 dia-
gnostiziert. Hinzu kommen 
101 Fälle, die im Rahmen der 
etwa 13.000 vorgeburtlichen 
Analysen festgestellt wurden. 
Geht man davon aus, daß 
ohne die vorgeburtliche Dia-
gnostik 70 Prozent davon ge-
boren worden wären, kommt 
man zu einer Gesamtzahl von 
297 Fällen. Daraus ergibt sich 
eine Prävalenz von 0,16 Pro-
zent oder einem Kind mit Tri-
somie 21 pro 640 Lebendge-

borene. Auch diese hohe Prä-
valenz spricht für die Voll-
ständigkeit der Erfassung.
Die monatliche Aufschlüsse-
lung der Fälle mit freier Tri-
somie 21 zeigt eine zufällige 
Verteilung mit einer Häufig-
keit von 2 bis 3 pro 1.000 
Neugeborene. Eine Ausnahme 
bildet nur der Januar 1987 mit 
einem Cluster von 12 Fällen. 
Unterzieht man diese Daten 
einer Zeitreihenanalyse, so 
liegt dieser Wert deutlich au-
ßerhalb des 99 Prozent Konfi-
denzintervalls. Dabei war klar, 
daß die beiden Hauptfaktoren, 
die die Prävalenz der Trisomie 
21 unter Neugeborenen be-
stimmen, das mütterliche Al-
ter und die Zahl der vorge-
burtlichen Untersuchungen 
diese Häufung nicht erklären 
konnten. Es mußte sich daher 
entweder um ein sehr seltenes 
Zufallsereignis oder die Wir-
kung eines exogenen Faktors 
handeln. Um letzteres heraus-
zufinden, wurden die Ehe-
paare durch eine Ärztin inter-
viewt. Die Anamnesen erga-
ben jedoch keine besonderen 
Auffälligkeiten, auch keine 
besonders ausgeprägte Angst-
reaktion nach dem Reaktorun-
fall. So haben nur zwei El-
ternpaare auf den Verzehr von 
Fleisch- und Milchprodukten 
danach verzichtet.

Legt man den ersten Tag der 
letzten Menstruation zugrun-
de, fand die Konzeption von 5 
Fällen genau zum Zeitpunkt 
der höchsten Strahlenbela-
stung statt. Berücksichtigt 
man die Unsicherheit, die 
oftmals diesen Angaben 
zugrunde liegt und die Varia-
bilität des präovulatorischen 
Zyklus, kann man nicht aus-
schließen, daß auch 4 weitere 
Kinder mit Trisomie 21 in der 
Zeit der höchsten Strahlenbe-
lastung oder kurz danach ge-
zeugt wurden. In 6 Fällen 
konnte bestätigt werden, daß 
der Fehler bei der Oogenese 
eingetreten ist, also unmittel-
bar zum Zeitpunkt der Kon-
zeption. In einem Fall lag ein 
non-disjunction während der 
Spermatogenese und damit 
etwa 2 Monate vor der Kon-

zeption vor. Ein Ehepaar war 
zu diesem Zeitpunkt in Sardi-
nien, also nicht in Berlin. Ins-
gesamt konnte nicht ausge-
schlossen werden, daß in 8 
Fällen die Fehlverteilung der 
Chromosomen zum Zeitpunkt 
der höchsten Strahlenbela-
stung stattfand. Allerdings 
war diese, gemessen an der 
zusätzlichen Gamma-Ortsdo-
sisleistung, also der externen 
Strahlung, die die Keimdrüsen 
erreichte, so gering, daß ein 
Aufenthalt in den Hochalpen 
ein größeres Risiko darstellen 
sollte. Die Annahme eines 
kausalen Zusammenhanges 
mit dieser geringen Strahlen-
dosis erschien von daher zu-
nächst nicht sehr wahrschein-
lich.

In dieser Situation kann man 
nur versuchen, diese Beob-
achtung an einer unabhängi-
gen Klientel zu überprüfen. 
Hierfür boten sich die vorge-
burtlichen Chromosomen-
analysen des Jahres 1986 in 
der Bundesrepublik an, spezi-
ell diejenigen Untersuchun-
gen, denen eine Altersindika-
tion zugrunde lag und die da-
her als weitgehend auslesefrei 
angesehen werden können. 
Unter den 28.773 vorgeburtli-
chen Chromosomenanalysen 
nach Amniozentese gab es 
237 Fälle mit einer freien Tri-
somie 21. Überraschender-
weise fand sich auch hier die 
größte Häufigkeit genau zu 
dem Zeitpunkt, in dem auch 
die Fälle in Berlin empfangen 
wurden. Es wurde sogar eine 
gewisse Dosis-Effekt-Bezie-
hung beobachtet. In dem stär-
ker belasteten süddeutschen 
Bereich, in Bayern und Ba-
den-Württemberg, traten 11 
statt der erwarteten 4 Fälle 
auf, nördlich davon 6 statt 5 
Fälle. Nimmt man noch die 
anderen Aneuploidien hinzu, 
so fanden sich 4 im süddeut-
schen und nur eine im nord-
deutschen Bereich. Der glei-
che Effekt wurde auch in 
Weißrußland gefunden. Damit 
war der Zufall als Erklärung 
für den Berliner Trisomie 21-
Cluster praktisch ausgeschlos-
sen. Seit Januar 1987 wird zu-
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dem auch ein länger anhalten-
der Effekt beobachtet.

Ein Erklärungsmodell für 
das Ergebnis der KiKK-
Studie
Für das auffälligste Ergebnis 
der KiKK Studie, eine Ver-
dopplung des Leukämierisikos 
bei Kleinkindern im Nahbe-
reich von Kernkraftwerken, 
schlägt der Physiker Dr. Al-
fred Körblein aus Nürnberg 
ein Erklärungsmodell vor. 
Denn einerseits sei die Erhö-
hung statistisch so deutlich si-
gnifikant, daß Zufall praktisch 
ausgeschlossen werden könne. 
Andererseits stehe das Ergeb-
nis offizieller, das heißt nach 
amtlichen Vorgaben (nämlich 
der AVV) vorgenommene 
Dosis- und Risikoschätzungen 
um etwa den Faktor 1000 
dazu im Widerspruch, wie be-
reits Dr. Bernd Grosche vom 
BfS erklärte. Andere Risiko-
faktoren, so Körblein, sind 
wegen der Konzentration der 
Erhöhung des Leukämierisi-
kos auf den Nahbereich der
KKW unplausibel.

Systematische Fehler bei der 
Ermittlung der Strahlenbela-
stung durch die Ausbreitungs-
rechnungen nach AVV, so 
Körblein, sowie zu kleine Do-
sisfaktoren für inkorporierte 
Radionuklide, könnten zu-
sammen durchaus zu einer 
Unterschätzung der Strahlen-
belastung um ein bis zwei 
Größenordungen (Faktor 10 
bis 100) führen. Um die Er-
gebnisse der KiKK Studie zu 
erklären, wäre aber ein Faktor 
1000 erforderlich.

Bei konventionellen Dosisbe-
trachtungen wird aber still-
schweigend vorausgesetzt, 
daß eine Verdopplung des Ri-
sikos auch eine Verdopplung 
der Strahlendosis erfordert, 
daß also die Beziehung zwi-
schen Dosis und Risiko linear 
ist, erklärt Körblein weiter. Ist 
dies nicht der Fall, so führe 
eine Erhöhung der Hinter-
grundstrahlung im Nahbereich 
von Kernkraftwerken zu einer 
überproportionalen Erhöhung 
des Risikos.

Über die Form der Dosis-
Wirkungsbeziehung bei Strah-
lendosen im Bereich der Hin-
tergrundstrahlung gibt es bis-
her keine gesicherten Erkennt-
nisse. Nach Tschernobyl zeig-
te sich jedoch im Jahr 1987 
eine signifikante Erhöhung 
der Perinatalsterblichkeit in 
Deutschland, obwohl die zu-
sätzliche Strahlenbelastung 
deutlich unterhalb der Hinter-
grundstrahlung lag. Dieses 
Ergebnis widerspreche der 
Annahme einer Schwellendo-
sis von 100 mSv für terato-
gene Schäden. Außerdem fand 
sich ein stark positiv ge-
krümmter Zusammenhang 
zwischen Cäsiumbelastungen 
von Schwangeren und der Pe-
rinatalsterblichkeit. Die Sterb-
lichkeit, so Körblein, war pro-
portional zum Exponenten 3,5 
der Cäsiumbelastung.

Werde angenommen, daß 
auch für die pränatale Induk-
tion von Leukämien eine mit 
dem Exponenten 3,5 ge-
krümmte Dosis-Wirkungsbe-
ziehung gilt, dann werde eine 
um 10 Prozent erhöhte Strah-
lenbelastung ein um 40 Pro-
zent erhöhtes Risiko bewir-
ken, erklärt Körblein weiter. 
Noch deutlicher würden die 
Effekte, wenn davon ausge-
gangen werden könne, daß die 
Emissionen von Kernkraft-
werken starken zeitlichen 
Schwankungen unterworfen 
sind. Angenommen, die ge-
samte Strahlendosis eines Jah-
res werde nur in einem Zehn-
tel des Jahres emittiert, so 
führe eine um 10 Prozent er-
höhte mittlere Strahlenbela-
stung zu einem um 100 Pro-
zent erhöhten Strahlenrisiko.

Eine gekrümmte Form der 
Dosis-Wirkungsbeziehung 
folge allein aus der plausiblen 
Annahme, daß sowohl die in-
dividuellen Strahlendosen als 
auch die Strahlenempfindlich-
keiten in einer Bevölkerung 
Zufallsverteilungen (Lognor-
malverteilungen) folgen. Die 
Rechnung ergibt laut Körb-
lein, daß die Dosis-Wirkungs-
beziehung dann die Form ei-
ner kumulierten Lognormal-
verteilung annimmt. Diese 

weise bei kleinen Werten eine 
stark positive Krümmung auf.

Laut Körblein ist damit mög-
licherweise das fehlende Glied 
gefunden, um die erhöhte 
Krebs- und Leukämieinzidenz 
bei Kleinkindern auch quan-
titativ zu erklären. Allerdings 
gelinge dies nur unter der 
Voraussetzung, daß die offizi-
ellen Rechnungen die Strah-
lenbelastung im Nahbereich 
von Kernkraftwerken um ein 
bis zwei Größenordungen un-
terschätzen.

In einer Reihe von Arbeiten 
hat auch Dr. Hagen Scherb 
vom Institut für Biomathema-
tik und Biometrie des Helm-
holtz-Zentrum München ge-
zeigt, daß es möglich ist, 
ökologische Dosis-Wirkungs-
Beziehungen zwischen der zu-
sätzlichen Kollektivdosis auf 
Landkreis- beziehungsweise
Gemeindeebene nach Tscher-
nobyl auf der einen Seite und 
Totgeburtlichkeit, Fehlbil-
dungsrate, und Geschlechts-
verhältnis der Lebend- bzw. 
Totgeburten auf der anderen 
Seite nachzuweisen. Eine er-
weiterte Auswertung etwa des 
Geschlechtsverhältnisses der 
Lebendgeburten vor und nach 
Tschernobyl zeigt, daß in ei-
nem relativ großen Teil Euro-
pas (knapp 50 Millionen Ge-
burten von 1982 bis 1992) mit 
einer 5-stelligen Zahl von 
vorgeburtlich verlorenen Kin-
dern durch eine strahlenindu-
zierte Verschiebung des Ge-
schlechtsverhältnisses zum
männlichen Geschlecht hin 
gerechnet werden muß.

Fazit: Am 28. September 
2008 trafen sich Epidemiolo-
gen, Statistiker, Physiker, 
Biologen und Ärzte mit Jour-
nalisten, Behördenvertretern 
und Politikern in der Berliner 
Charite zu einem Symposion, 
um mit aktuellen wissen-
schaftlichen Erkenntnissen 
Schwachstellen der „Epide-
miologischen Studie zu Kin-
derkrebs in der Umgebung 
von Kernkraftwerken (KiKK) 
des Mainzer Kinderkrebsregi-
sters“ nachzubessern. Unter 
den Teilnehmern waren sieben 

Wissenschaftler, die als Ex-
terne (nicht als Autoren) an 
der Entwicklung der Methode 
und der Begleitung der KiKK-
Studie beteiligt waren.

Die Bewertung der Autoren 
der KiKK-Studie, daß das er-
höhte Krebs- und Leukämieri-
siko bei Kindern unter 5 Jah-
ren in der Nähe der deutschen 
Kernkraftwerke grundsätzlich 
nicht auf die radioaktiven 
Emissionen der KKW zurück-
geführt werden können, stellte 
sich als ebenso unhaltbar her-
aus wie die These, daß die er-
rechnete Strahlenbelastung um 
viele Größenordnungen zu ge-
ring sei, um Krebs oder Leu-
kämie verursachen zu können. 
Es wurde belegt, daß solche 
täuschenden Aussagen in der 
Geschichte des Strahlenschut-
zes immer wieder vorgetragen 
wurden, um ungestört weiter-
machen zu können wie bisher. 
Aus verschiedenen Blickwin-
keln wurde exemplarisch auf-
gezeigt, daß in der KiKK-Stu-
die nicht berücksichtige Fak-
ten sehr wohl ausreichen, die 
tragischen Erkrankungen der 
Kinder als strahleninduziert zu 
erklären.
Der Präsident der Gesellschaft 
für Strahlenschutz, Dr. Seba-
stian Pflugbeil, fordert mit 
Nachdruck, die erschrecken-
den Befunde der KiKK-Studie 
ernstzunehmen. Sie ver-
pflichten die politischen Ent-
scheidungsträger, das seit 
Jahrzehnten anerkannte Prin-
zip der Vorsorge endlich 
praktisch umzusetzen. Pflug-
beil appelliert an Wissen-
schaftler, Medienvertreter und 
Politiker, nicht zu Lasten der 
Gesundheit unserer Kinder 
mit halbrichtigen Darstellun-
gen ganz falsche Schlußfolge-
rungen zu suggerieren. Wenn 
am Ende einer epidemiologi-
schen Untersuchung ein signi-
fikanter Zusammenhang he-
rauskommt und die Autoren 
dann vorgeben, daß das aber 
auch Zufall sein könnte, dann 
wird Epidemiologie zur De-
magogie.
Pflugbeil appelliert auch an 
den gesunden Menschenvers-
tand: Wer nachweist, daß 
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Kinder umso häufiger erkran-
ken, je näher sie an dem näch-
sten KKW-Schornstein woh-
nen und Radioaktivität als 
mögliche Ursache grundsätz-
lich ausschließt, macht sich 
nicht nur lächerlich. Er wirft 
die Frage auf, was denn dann 
aus solch einem Schornstein 
die Kinder krank macht. Ist es 
wirklich beruhigend, daß man 

das bisher nicht herausgefun-
den hat?
Das Symposion hat zahlreiche 
Ansatzpunkte für eine weitere 
intensive Diskussion ergeben, 
die innerhalb der verschiede-
nen Disziplinen, vor allem 
aber auch untereinander fort-
geführt werden soll. Mit Be-
dauern wurde zur Kenntnis 
genommen, daß das Mainzer 

Kinderkrebsregister die Einla-
dung zu dieser offenen Dis-
kussion ausgeschlagen hat. 
Ansonsten jedoch hat die in-
terdisziplinäre freie Diskus-
sion über ein brisantes Thema 
einen Sprung nach vorne ge-
macht. ThD/SP
Gesellschaft für Strahlenschutz 
e.V., Symposion Umweltmedizin: 
Evidenz – Kontroverse – Konse-

quenz, Tagungsreader und Mate-
rialiensammlung, Berlin 28. Sept. 
2008. 112 Seiten A4, incl. Mate-
rialiensammlung auf CD. û 22,--
einschließlich Versand. Solange 
der Vorrat noch reicht, sind 
Bestellungen der Druckfassung
über Strahlentelex möglich. Im 
Internet abrufbar unter www.
strahlentelex.de/kinderkrebs_um_
atomkraftwerke.htm 

Eine neue Untersuchung von 
Rainer Moormann vom Insti-
tut für Sicherheitsforschung 
und Reaktortechnik (ISR) des 
Forschungszentrums Jülich 
über den Betrieb des 1988 
stillgelegten Thorium Hoch-
temperaturreaktors (THTR) 
AVR in Jülich stellt nicht nur 
die gesamte bisherige offizi-
elle Sicherheitsarchitektur die-
ser Reaktorlinie in Frage, son-
dern erschüttert auch die Aus-
sagen der internationalen 
Atomgemeinde über die Vor-
züge der neuen Generation 
IV-Reaktoren in ihren Grund-
festen. Bemerkenswerterweise 
kommt diese Kritik von einem 
Wissenschaftler, der bereits 
seit vielen Jahren regelmäßig 
in Rahmen des Forschungs-
zentrums Jülich an der HTR-
Linie forscht und hierzu pu-
bliziert. In bisher nicht ge-
kannter Offenheit werden in 
dieser „sicherheitstechnischen 
Neubewertung“ erstmals er-
hebliche Probleme bei dem 
Betrieb und dem gegenwärti-
gen Rückbau des Allgemeinen 
Versuchsreaktors (AVR) in 
Jülich offengelegt und erheb-
liche radioaktive Kontamina-
tionen thematisiert.

Die Ergebnisse im Einzelnen:
1. Viele Sicherheitsprobleme 
im AVR wurden bisher ver-
schwiegen. Zitat Moormann: 

„Diese Arbeit befaßt sich 
vorwiegend mit einigen unzu-
reichend veröffentlichten aber 
sicherheitstechnisch relevan-
ten Problemen des AVR-Be-
triebes.“
2. Der Rückbau bringt es an 
den Tag: Es fanden innerhalb 
der Anlage bedeutend höhere 
Kontaminationen als voraus-
berechnet statt. Radioaktiver 
Graphitstaub ist „mobil“. „Der 
AVR-Kühlkreislauf ist massiv 
mit metallischen Spaltpro-
dukten (Sr-90, Cs-137) kon-
taminiert, was zu erheblichen 
Problemen beim gegenwärti-
gen Rückbau führt. Das Aus-
maß der Kontamination ist 
zwar nicht exakt bekannt, aber 
die Auswertung von Spaltpro-
duktablagerungsexperimenten 
läßt darauf schließen, daß 
diese Kontamination zum Be-
triebsende einige Prozent ei-
nes Coreinventars erreichte 
und damit um Größenordnun-
gen über Vorausrechnungen
und auch ganz erheblich über 
den Kontaminationen in gro-
ßen LWR1 liegt. Ein bedeu-
tender Anteil dieser Konta-
mination ist an Graphitstaub 
gebunden und damit in Druck-
entlastungsstörfällen teilweise 
mobil, was in Sicherheits-
bewertungen zukünftiger Re-

1 LWR = Leichtwasser-Reaktoren 
(Anm. d. Red.)

aktoren zu berücksichtigen 
ist.“
3. Unzulässig hohe Coretem-
peraturen sind die Ursache für 
hohe Freisetzungen. „Dabei 
ergab sich, daß die Kontami-
nation des AVR-Kühlkreis-
laufs nicht wie früher ange-
nommen in erster Linie durch 
unzureichende Brennelement-
qualitäten verursacht wurde, 
sondern durch unzulässig 
hohe Coretemperaturen, wel-
che die Freisetzungen erheb-
lich beschleunigten. Die un-
zulässig hohen Coretempera-
turen wurden erst 1 Jahr vor 
dem endgültigen AVR-Be-
triebsende entdeckt, da ein 
Kugelhaufencore bisher nicht 
instrumentierbar ist. Die ma-
ximalen Coretemperaturen im 
AVR sind zwar weiterhin un-
bekannt, aber sie lagen mehr 
als 200 K über berechneten 
Werten. (...) Gegenwärtig sind 
zuverlässige Vorausrechnun-
gen von Coretemperaturen im 
Kugelhaufen nicht möglich.“

4. Der Dampferzeuger wurde 
während des Betriebes ge-
schädigt. „Außerdem wurden 
azimuthale Temperaturdiffe-
renzen am Corerand von bis 
zu 200 K gemessen, welche 
vermutlich auf eine Leistungs-
schieflage zurückzuführen 
sind. Heißgassträhnen mit 
Temperaturen >1100°C, wel-
che den Dampferzeuger ge-
schädigt haben könnten, wur-
den gelegentlich oberhalb des 
Cores gemessen.“

5. Der AVR-Betrieb war unsi-
cher und unzuverlässig. Folg-
lich sind diese negativen Si-
cherheitseigenschaften auch 
bei zukünftigen Generation 
IV-Reaktoren zu erwarten. 
„Einen sicheren und zuverläs-

sigen AVR-Betrieb bei pro-
zesswärmetauglichen Gasaus-
trittstemperaturen, wie er als 
Basis der Kugelhaufen-
VHTR-Entwicklung im Gene-
ration IV Projekt unterstellt 
wird, hat es daher nicht gege-
ben.“
6. HTR-Kugelbrennelemente 
können den Austritt von Ra-
dioaktivität nicht verhindern. 
Ein Mythos wird als Lüge 
entlarvt. „Die AVR-Kontami-
nationsprobleme hängen auch 
damit zusammen, daß intakte 
HTR-Brennelemente nicht als 
fast vollständige Barriere für 
metallische Spaltprodukte an-
gesehen werden können, wie 
sie es für Edelgase sind. Me-
talle diffundieren im Brenn-
stoffkern, in den Beschichtun-
gen und im Graphit. Ein 
Durchbruch durch diese Bar-
rieren findet im Langzeit-
Normalbetrieb statt, wenn be-
stimmte, spaltproduktspezifi-
sche Temperaturgrenzen über-
schritten werden. Hier liegt 
eine ungelöste Schwachstelle 
von HTR vor, die es bei ande-
ren Reaktoren nicht gibt.“
7. Es findet eine unkontrol-
lierte (!) Verteilung radioakti-
ver Nuklide über den gesam-
ten Kühlkreislauf statt. „Eine 
andere HTR-Schwachstelle, 
welche zu den AVR-Konta-
minationen beigetragen hat, 
liegt darin begründet, daß sich 
die aus den Brennelementen 
freigesetzten Nuklide im HTR 
unkontrolliert über den ge-
samten Kühlkreislauf vertei-
len. Wegen der hohen Ablage-
rungsraten von chemisch re-
aktiven Spaltprodukten in 
HTR-Kühlkreisläufen kann 
nämlich die aus den Brenn-
elementen freigesetzte Akti-
vität nicht über eine Reini-
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